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Aktuelles zu Steuern und Wirtschaft September 2019

Sehr geehrte Damen und Herren,

in diesem Monat weisen wir auf fotgende Themen hin:

7. Anforderungen an Reg_istrierkassen ab 01.01.2020

Das Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeich-
nungen ist seit dem 28.1,2.2016 in Kraft. Danach unterliegen die Regist-
rierkassen und PC-Kassensysteme, die von Unternehmen mit Bargeldein-
nahmen genutzt werden, als vorgetager[e Systeme der Buchführung den-
selben Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten, wie die eigentlichen
Buchflihrungssysteme. Seit dem 07.01,.2077 dürten nur noch sotche elekt-
ronischen Registrierkassen verwendet werden, die eine komplette, dauer-
hafte Speicherung a[[er steuerlich retevanten Daten ermöglichen. Seit dem
01.01.2018 gibt es außerdem seitens der Finanzverwaltung zusätzlich die
sog. Kassen-Nachschau, zu der wir auf unser ausführtiches Schreiben ,,In-
formationen zur Kassen-Nachschau" auf unserer Homepage verweisen.

Zum 01.01.2020 treten weitere verschärfende Auflagen für die elekt-
ronischen Kassensysteme in Kraft. Dazu gehören insbesondere:
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Pfticht zur zertihzierten technischen Sicherheitseinrichtung: Die elektronischen
Aufzeichnungssysteme (Kassen und PC-Kassen) müssen ab 01.01.2020 mit einer zerti-
fizierten technischen Sicherheitseinrichtung (TSE) ausgestattet sein. Das Sicher-
heitsmodut gewährleistet, dass a[[e Kasseneingaben mit Beginn des Aufzeichnungs-
vorgangs protokotliert und später nicht mehr unerkannt verändert werden können.
Auf einem Speichermedium werden die Einzelaufzeichnungen für die Dauer der ge-

setzlichen Aufbewahrungsfrist gespeichert. Eine digitale Schnjttstelte gewährteistet
eine reibungslose Datenübertragung.

Belegausgabepflicht: Registrierkassen müssen in der Lage sein, für jeden einzetnen
Geschäftsvorfatl einen Beleg auszustel[en, entweder eLektronisch oder in Papierform.
Dazu wird die Pfticht zur Ausgabe von Quittungen an die Kunden eingeführt. Der Be-

leg muss im unmittetbaren zeitHchen Zusammenhang mit dem Geschäftsvorfall er-
stellt werden. Der Kunde ist aber nicht verpflichtet, den Beleg auch mjtzunehmen.

a Meldungspflicht an die Finanzverwaltung: Damit die Informationen über die Re-

gistrierkassen der FinanzverwaLtung schon bei der risikoorientierten Fa[[auswahI für
Außenprüfungen und bei der Prüfungsvorbereitung zur Verfügung stehen, muss der

Nutzer von elektronischen Aufzeichnungssystemen innerhalb eines Monats nach An-
schaffung oder Außerbetriebnahme des elektronischen Aufzeichnungssystems nach

amtüchem Vordruck u. a. Art, Anzahl, Seriennummer und die Anschaffungsdaten der
im jeweiligen Unternehmen eingesetzten elektronischen Aufzeichnungssysteme, so-

wie die Art der zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtungen mitteilen.

Bitte beachten Sie: Steuerpflichtige, die ein etektronisches Aufzeichnungssys-
tem vor dem 07.07.2020 angeschafft haben, müssen die Meldung bis zum
37.07.2020 abgeben.

Sanktionierung von Verstößen: Verstöße gegen die Verpftichtung zur ordnungsge-
mäßen Nutzung der technischen Sicherheitseinrichtung können als Ordnungswidrig-
keit mit einer Geldbuße von bis zu EUR 25.000,00 geahndet werden. Dies ist unab-
hängig davon, ob ein steuerticher Schaden entstanden ist.

Bitte beachten Sie: Für Kassen, die nach dem 25.1.1.2010 und vor dem 01.01.2020 an-
geschafft wurden, die den Regelungen der Aufbewahrung digitaler Unterlagen entspre-
chen und nicht umgerüstet werden können, gilt eine Ubergangsfrist bis zum 31,.1,2.2022.

Eine Pflicht zum Einsatz etektronischer Registrierkassen gibt es auch weiterhin njcht.
So[[ten Sie etektronischen Registrierkassen im Einsatz haben, sprechen Sie uns gerne

z.B. auch zur Meldepfticht an!

Automatischer Informationsaustausch über (aus[ändische) Finanzkonten
in Steuersachen zum 30.9.2019

Nach den Regelungen des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes werden Informa-
tionen über Finanzkonten in Steuersachen zum 30.09.2019 für das abgelaufene Jahr
2018 zwischen dem Bundeszentralamt für Steuern (BZSI) und der zuständigen Behörde

des jeweils anderen Staates automatisch ausgetauscht.

a
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Dem BZSI waren hierfür von den meldenden auständischen Finanzinstituten die Finanz-

kontendaten zu den metdepftichtigen Konten nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz

elektronisch im Wege der Datenfernlibertragung zum 37.07 .201,9 zu übermitteln. Das

Bundesfinanzministerium gab mit Schreiben vom 26.06.2019 die finate Staatenliste für
den automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten in Steuersachen

zum 30.09.20L9 bekannt. Darin enthatten sind 94 Staaten - weitere so[[en folgen.

Gemetdet werden u. a. Namen, Adresse, Kontonummer, Kontostände von Depots und Ein-

lagekonten sowie Verkaufserlöse aus Finanzgeschäften, Treuhandgesetlschaften und Stif-
tungen. MeldepfLichtig sind nicht nur Konten von natürlichen, sondern auch von juristi-
schen Personen sowie Rechtsträgern einschl,ießlich Trusts und Stiftungen. Darüber hin-
aus umfasst der Standard auch die Pfticht zur Prüfung passiver Non FinanciaI Entities, a[-

so überwiegend vermögensverwaltende Rechtsträger und die Metdung der natürlichen
Personen, die diese Rechtsträger tatsächlich beherrschen - atso die Mitteitung der da-
hi nter steh en den wi rtschaft [ich Berechti gten.

Anmerkung: Steuerpftichtige, die von den Folgen des Informationsaustauschgesetzes
betroffen sind und bislang keine Angaben zu den auständischen Kapitaleinnahmen im

Rahmen Ihrer Steuererktärungen gemacht haben, müssen eine Selbstanzeige an die Fi-

nanzverwattung machen, die noch vor ,,Entdecken der Tat" durch das Finanzamt zu erfol
gen hat. Lassen Sie sich hierzu dringend beraten!

3. Neuregelung der ersten Tätigkeitsstätte nach dem Reisekostengesetz

Arbeitnehmer - dazu gehören auch angestettte GmbH-Geschäftsfiihrer - können beruflich
veranlasste Fahrtkosten in Höhe des tatsächlichen Aufwands oder in Höhe von Pauscha-

len ats Werbungskosten steuertich absetzen. Für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeits-
stätte kommt nur die sog. Entfernungspauscha[e von z. Zt. EUR 0,30 je Entfernungskito-
meter zum Tragen. Die frühere Bezeichnung fûr Arbeits- oder Djenstort als ,,regetmäßige
Arbeitsstätte" wurde durch,,erste Tätigkeitsstätte" ersetzt.

Wie bereits im letzten Rundschreiben angekündigt, wurde in vier Urteilen vom

04.04.201,9 durch den BFH nunmehr entschieden, dass die Regelungen des neuen Reis-

kostenrechts aus 2014 verfassungsgemäß sind. In den veröffenttichten Urteilen musste

gektärt werden, wie die erste Tätigkeitsstätte zu definieren ist. Die Beteiligten waren a[-

lesamt Arbeitnehmer mjt verschiedensten Berufen (Polizisten, Piloten, Sicherheitskräfte,
befristete Arbeitsverhältnisse). Anhand dieser Urteite wurden die Merkmale der ersten

Täti g keitsstätte verdeutli c ht.

Die erste Tätigkeitsstätte ist dje feste betrieb[iche Einrichtung, von der aus der Arbeit-
nehmer befristet oder unbefristet seiner beruflichen Arbeit nachgeht. Dabei ist eine Tä-

tigkeit in geringem Umfang schon ausreichend, der Schwerpunkt sejner Arbeit muss sich

nicht dort abspieten. Maßgebend für die Zuordnung zu einer betriebtichen Einrichtung
ist die vertragliche oder dienstrechtLiche Regelung oder aber die diensttiche Anordnung

des Arbeitgebers. Tätigkeiten außerhaLb der Einrichtung sind für dìe Zuordnung unerheb-

Lich.

Anmerkung: Diese Regetungen sind sowohl für die Entfernungspauschale ats auch für
den Ansatz der Verpftegungspauschalen von Bedeutung.
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4. Kindergeldanspruch bei Zweitausbi[dung

Bei der Frage, ob für ein Kind noch Anspruch auf die AuszahLung von Kindergetd oder die

Berücksichtigung von Kinderfreibeträgen im Rahmen der Ejnkommensteuerverantagung

besteht, ist zwischen einer mehraktigen Erstausbitdung und einer berufsbegleitenden

WeiterbiLdung zu unterscheiden. Für Kinder, die ihr 18. Lebensjahr noch nicht voltendet
haben, besteht grundsätzlich Anspruch auf Kindergetd bzw. auf Kinderfreibeträge. Das

gleiche gi[t, wenn das 18. Lebensjahr voLlendet wurde, aber noch nicht das 25. und das

Kind sich in seiner Erstausbi[dung befindet. Ist diese beendet, so entfättt der Anspruch

auf Kinderge[d. Liegt jedoch eìne mehraktige Ausbi[dung vor, so bteibt der Anspruch bis

zur Beendigung dieser oder bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres bestehen. Für eine

berufsbegleitende Weiterbitdun g bzw. ei ne Zweitausbi [dun g gi [t das nicht.

Die Unterscheidung zwischen einer mehraktigen Ausbildung und einer berufsbegleiten-
den Ausbitdung bzw. einer Zweitausbitdung ist nicht immer eindeutig. In seinem UrteiI
vom 20.02.2019 entschied der Bundesfinanzhof (BFH), wie eine weitere Ausbildung nach

dem Abschtuss eines öffentt'ich-rechtlichen Ausbitdungstehrgangs zu beurteilen ist. Im

entschiedenen Fa[L hatte die Tochter eine öffenttich-rechtliche Ausbildung abgesch[os-

sen. Danach arbeitete sie Vollzeit in der Verwattung und begann nebenbei einen berufs-

begleitenden Lehrgang zur Weiterbi[dung. Das 25. Lebensjahr hatte sie noch nicht vott-

endet. Der BFH musste nun entscheiden, ob es sich bei dem Lehrgang um einen Tei[ der

anspruchsberechtigten Erstausbildung oder ob es sich um eine berufsbeg[eitende Weiter-

bildung handett, womit der Kindergeldanspruch zu versagen wäre.

Er stufte den Lehrgang ats Weiterbitdung ein. Zwar Liegt ein direkter sachticher Zusam-

menhang zwischen der ursprünglichen Ausbildung und der Weiterbildung vor, jedoch

nicht im angemessenen Umfang. Die normate Berufstätigkeit biLdet weiterhin die Haupt-

tätigkeit. Der weiterführende Lehrgang wird nebenbei ausgeführt und steltt keinen we-

sentlichen TeiI der Erstausbitdung dar. Damit besteht kein Anspruch mehr auf Kinder-
geld.

5. Zuordnung einer Beteitigung zum Privat- oder Betriebsvermögen

Einzelunternehmer haben bei der Anschaffung von Gegenständen, die sowohI privat als

auch betriebLich genutzt werden soLlen, grundsätzlich ein Wahtrecht, ob dieser Gegen-

stand dem Privat- oder dem Betriebsvermögen zugeordnet wird. Das Wahtrecht entfätLt

im Umkehrschtuss, solLte der Gegenstand ausschließ[ich privat oder beruflich genutzt

werden, dann erfolgt die Zuordnung nach tatsächlicher Nutzung.

Nicht nur Gebrauchsgegenstände können dem Betriebsvermögen zugeordnet werden,

sondern auch Beteitigungen eines Unternehmers an Kapitatgeseltschaften. Der BFH hatte
in seiner Entscheidung vom 1,0.04.2019 zu beurteilen, ob der Unternehmer seine Beteiti-
gung dem Betriebsvermögen zuordnen muss oder nicht. Dieser wollte die Beteiligung an

einer GmbH dem Privatvermögen zuordnen und die daraus erzielten Einkünfte im Rahmen

seiner Einkommensteuererk[ärung aLs Kapitalvermögen versteuern. Da er jedoch die meis-

ten Einnahmen mit seinem Einzelunternehmen durch die Tätigkeiten der GmbH für das

Einzelunternehmen erziette, war das Finanzamt der Auffassung, dass es sich bei der Be-

teiligung um notwendiges Betriebsvermögen handelt.
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Diese Meinung teitte auch der BFH. Durch die Tätigkeiten der GmbH und den daraus ent-
stehenden Gewinn hat die BeteiLigung eine wichtige Bedeutung für das Einzelunterneh-

men. Die GmbH gewährLeistet für das EinzeLunternehmen die weitere Erzietung von Ein-

nahmen und sichert so die Fortführung des Unternehmens. Damit handelt es sich um

notwendiges Betriebsvermögen, ein Wahlrecht seitens des Steuerpftichtigen besteht in
diesem Fa[[ nicht mehr.

6. Hinweispflicht des Arbeitgebers auf drohenden Verfa[[ des Urlaubsanspruchs

Arbeitgeber müssen auf den drohenden Verfalt von Urtaub aus vergangenen Jahren hin-
weisen. Nach einem UrteiI des Landesarbeitsgerichts KöLn (LAG) vom 09.04.2019 erlischt
der Urtaubsanspruch eines Arbeitnehmers in der Regel nur dann am Ende des KaLender-

jahres, wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer zuvor über seinen Urtaubsanspruch und

die Verfallfristen belehrt hat. Diese Initiativtast des Arbeitgebers bezieht sich nicht nur

auf das laufende Katenderjahr, sondern auch auf den Urtaub aus vorangegangenen Ka-

Lenderjahren.

In dem vom LAG entschiedenen Fal[ war ein Arbeitnehmer in der Zeit vom 07.09.201.2

bis zum 31..03.2017 als Bote bei einer Apotheke beschäftigt. Bezüglich der Urtaubsan-

sprûche enthielt der Arbeitsvertrag eine Regelung, wonach der Arbeitnehmer seinen Jah-

resurlaub auf eigenen Wunsch in Form einer wöchentlichen Arbejtszeitverkürzung nimmt.
Statt der bezahlten 30 Stunden/Woche arbeitete er nur 27,5 Stunden/Woche. Die Gewäh-

rung darüber hinausgehenden UrLaubs hatte der Bote während des Arbeitsverhättnisses
nicht vertangt. Nach Beendigung des Arbeitsverhättnisses begehrte er einen finanziellen
Ausgteich fi.lr in den Jahren 201.4, 201.5 und 2016 nicht gewährten Urtaub.

Nach der Bewertung des LAG sind die Urlaubsansprüche nicht durch den geringeren Ar-

beitszeitumfang erFü[Lt worden. Die wöchentliche Arbeitszeitverkürzung stellte keinen

Erholungsurlaub im Sinne des Bundesurlaubsgesetzes dar. Die Urtaubsansprüche waren

auch nicht vertalten. Denn unter Berücksichtigung des europäischen Rechts verfä[[t der

Urlaub eines Arbeitnehmers in der RegeI nur, wenn der Arbeitgeber ihn zuvor konkret
aufgefordert hat, den Urlaub zu nehmen, und ihn klar und rechtzeitig darauf hingewie-
sen hat, dass der Urlaubsanspruch anderenfatls mit Abl.auf des Urlaubsjahres oder Uber-

tragungszeitraums ertischt. Dem Arbeitgeber ob[iegt die Initiativlast, im [aufenden Ka-

Lenderjahr den Arbeitnehmer konkret aufzufordern, den Urlaub zu nehmen. Diese Oblie-
genheit des Arbeitgebers bezieht sjch auch auf Urlaub aus vorangegangenen Kalender-
jahren. In dem o. g. Fal[ hatte der Arbeitgeber EUR 3.600,00 an den Arbeitnehmer zu

zah[en.
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7. Elternzeit - Kürzung von Urtaubsansprüchen

Der gesetzliche Urtaubsanspruch besteht auch für den Zeitraum der Elternzeit, er kann
jedoch vom Arbeitgeber gekürzt werden. Möchte der Arbeitgeber jedoch von seiner Be-

fugnis Gebrauch ma€hen, den Erholungsurlaub für jeden vollen Kalendermonat der Et-

ternzeit un t/72 zu klirzen, muss er eine darauf gerichtete empfangsbedürftige rechts-
geschäftliche Erklärung abgeben. Dazu ist es ausreichend, dass für den Arbeitnehmer er-
kennbar ist, dass der Arbeitgeber von der Kürzungsmöglichkeit Gebrauch machen wi[t.

Das Kürzungsrecht des Arbeitgebers erfasst auch den vertragtichen Mehrurlaub, wenn die
Arbeitsvertragsparteien für diesen keine für die Urlaubskürzung aufgrund von Elternzeit
abweichende Regetung vereinbart haben.

Die Kürzung des gesetzlichen Mindesturlaubsanspruchs verstößt auch nicht gegen EU-

Recht. Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs sind Arbeitnehmer, die

wegen Elternzeit im Bezugszeitraum nicht zur Arbeitsleistung verpflichtet waren, nicht
Arbeitnehmern gleichzustelten, die in diesem Zeitraum tatsächtich gearbeitet haben.

Mit freund[ichen Grüßen

HRP von Ho[[en, Rott und Partner mbB


